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DSTG: Personalbestand in NRW garantieren 

Ein volles Haus in Hessen:
Anne Schauer im Amt bestätigt

Koalition bewegt sich bei Steuerpolitik auf dünnem Eis

Gewerkschaftsorgan der
Deutschen Steuer-Gewerkschaft
Fachgewerkschaft der Finanzverwaltung
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Die personelle Situation der Steuerverwaltung in
Nordrhein-Westfalen war Hauptgesprächspunkt zwi-
schen NRW-Finanzminister Helmut Linssen (2. v. l.)
und den DSTG-Vertretern Manfred Lehmann, Dieter
Ondracek und Hans-Werner Kaldenhoff (v. l.) 
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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die neue Bundesregierung steht mit Bundeskanzlerin Dr. Ange-
la Merkel an der Spitze. Wir alle wünschen ihr für das schwere
Amt den Erfolg der Tüchtigen. Denn als tüchtig hat sich unsere
neue Bundeskanzlerin schon in der Vergangenheit bewiesen.
Ich habe keinen Zweifel, dass sie unser Land gut führen wird,
auch wenn wir an der Koalitionsvereinbarung einiges zu kriti-
sieren haben.

Als klassischen Fehlstart müssen wir sogar bezeichnen, wenn in
der Koalitionsvereinbarung geschrieben steht, dass im öffentli-
chen Dienst eine weitere Milliarde gespart werden soll. Die

Ankündigung einer 41-Stunden-Woche ohne Lohnausgleich und die Halbierung des
Weihnachtsgeldes auf Bundesebene sind erschreckend falsche Signale. Keineswegs ab-
mildernd wirkt, wenn die Kanzlerin und ihr Innenminister Schäuble argumentieren, dass
solche Belastungen teilweise in den Ländern schon Realität sind und der Bund sich nur
an die Ländermehrheit anpasst. Unrecht wird nicht akzeptabler, nur weil man es ge-
meinschaftlich begeht. Gegen ungerechtfertigte Kürzungen und Streichungen bei unse-
ren Einkommen haben wir uns in den Ländern gewehrt, wir wehren uns auch im Bund.
Deshalb liegt dieser Ausgabe des Magazins als Beilage ein „Blauer Brief“ bei, den alle
unsere Mitglieder und darüber hinaus alle zum Streit bereiten Kolleginnen und Kollegen
an das Kanzleramt schicken sollten. Sie dokumentieren ihre Unzufriedenheit mit diesem
Punkt der Koalitionsvereinbarung.

Unzufrieden sind wir auch mit dem Passus der Koalitionsvereinbarung, der die Zustän-
digkeiten für Dienst- und Versorgungsrecht und Besoldung der Beamten auf die Länder
verlagert. Wir ahnen, was Resultat dieser Art Wettbewerb sein wird: Nicht ein Wettbe-
werb nach oben, ein Wettbewerb zum Guten, sondern ein Wettbewerb nach unten,
zum Schlechten. Dies kann keiner ernsthaft wollen.

Von politischer Warte aus werden  Konsumschwäche und die daraus resultierende Zahl
fehlender Arbeitsplätze beklagt. Aber: Wie sollen denn die Angehörigen des öffentlichen
Dienstes konsumieren, wenn sich ihre Einkommen nicht einmal dem Inflationsausgleich
entsprechend erhöhen, sondern im Gegenteil, durch Kürzungen der Sonderzahlungen
sogar an Kaufkraft verlieren. Es geht bei unseren Kolleginnen und Kollegen nicht um
Monatsbezüge von 10.000 € und mehr, sondern um Einkommen von 1.800 bis 2.400 €,
von denen Miete, Versicherungen und der Lebensunterhalt bestritten werden müssen.
Gleichzeitig predigt die Politik, neben den gesetzlichen Anwartschaften auch noch per-
sönlich für das Alter vorzusorgen. Wie in dieser Lage noch der Konsum angekurbelt wer-
den soll, mag die Weisheit von Politikern sein. Mit der Realität hat dies wenig zu tun.

Kein guter Start gelingt der Koalitionsvereinbarung in einzelnen Punkten des Steuerpa-
piers, wenn z. B. die „Pendlerpauschale“ als Subvention bezeichnet wird, die man kürzen
und streichen kann. Vom Grundverständnis her ist das völlig falsch. Aufwendungen, die
zum Erwerb, zur Sicherung und zum Erhalt der Einnahmen dienen, sind Werbungsko-
sten. Auch 20 km kann man nicht täglich zu Fuß laufen, so dass hier zwangsläufig auch
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für diese erste Strecke Kosten entstehen, die als Werbungskosten
absetzbar sein müssen. Wenn der Gesetzgeber dies anders sehen
sollte, wird er sich vor dem Verfassungsgericht wieder finden. Die
Folge ist, dass die Beschäftigen der Steuerverwaltung nicht nur den
Schaden haben, sondern auch noch die vorläufigen Bescheide aller
Betroffenen korrigieren müssen. 

Noch sind diese Vorhaben nicht Gesetz. Wir werden versuchen, die
Parlamentarier zu überzeugen, falsche Ansätze aufzugeben. Die
steuerpolitischen Vorhaben werden wir in ihrer ganzen Wirkung
durchleuchten und in einem ersten Gespräch mit dem Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück besprechen. Klar ist: Die Steuerver-
waltung kann an dieser Ecke keine Mehrarbeit verkraften.  

Wie auch immer die politischen Ereignisse ablaufen: Das Jahr geht
zu Ende und Weihnachten naht. Ich darf Ihnen daher schon an die-
ser Stelle die besten Wünsche zum Weihnachtsfest übermitteln.
Ein paar ruhige und besinnliche Tage trotz der politischen Alltags-
hektik sei uns allen gegönnt. Wir haben sie uns verdient. Für das
neue Jahr wünsche ich Ihnen alles Gute und uns allen Erfolg, Glück
und Gesundheit.

Mit kollegialen Grüßen

Fortsetzung von Seite 1

Bundesleitung und Redaktion wünschen 
allen Leserinnen und Lesern ein 

gesegnetes Weihnachtsfest und ein 
glückliches neues Jahr 2006. 

Die nächste Ausgabe des DSTG magazins
1/2-2006 erscheint im Februar

kommenden Jahres. 

DSTG: Personalbestand in NRW garantieren 
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek nahm mit dem
Finanzminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Dr. Helmut
Linssen, den persönlichen Kon-
takt auf. Er wurde begleitet von
Manfred Lehmann (stellvertre-
tender Bundesvorsitzender) und
Hans-Werner Kaldenhoff (Lan-
desvorsitzender der DSTG).  Aus
dem Ministerium stießen zu der
Runde die Staatssekretärin An-
gelika Marienfeld, der Steuerab-
teilungsleiter Dr. Steffen Neu-
mann, der Abteilungsleiter für
Organisation und Personal Axel
Spies und die persönliche Refe-
rentin des Ministers Bärbel
Schreiber. Das Gespräch konzen-
trierte sich auf die Lage der
Steuerverwaltung im Land
Nordrhein-Westfalen. 

Die DSTG-Vertreter konfrontier-
ten den Minister mit der Perso-
nalknappheit und argumentier-
ten, dass auf die Steuerverwal-
tung nicht weniger, sondern lau-
fend mehr Arbeit zukomme. Für
die ordnungsgemäße Erfüllung

der Aufgaben sei eigentlich
mehr Personal erforderlich. 

Die DSTG-Vertreter gaben sich
realistisch, dass bei der schwieri-
gen Haushaltslage des Landes
Nordrhein-Westfalen die Forde-
rungen nach mehr Personal
kaum durchsetzbar sind. Als Mi-
nimum sei aber notwendig, dass
die Steuerverwaltung von wei-
teren Einsparmaßnahmen aus-
genommen werde. So wie die
Landesregierung den Bereichen
Lehrer und Polizei eine Sonder-
stellung zubilligt, müsse sie dies
auch für die Steuerverwaltung
tun, denn erst durch die Arbeit
der Steuerverwaltung komme
das notwendige Geld in die Kas-
sen, um andere Ausgaben täti-
gen zu können. Minister Dr. Lins-
sen sicherte zu, dass er alles ihm
mögliche tun werde. Er kenne
den Wert der Steuerverwaltung
und wisse um die Notwendig-
keit einer gut funktionierenden
Steuerverwaltung. Ein weiterer
Gesprächspunkt waren Maß-
nahmen zur Verstärkung der

Bekämpfung des Umsatzsteuer-
betrugs. Minister Dr. Linssen
stellte das Projekt im Land Nord-
rhein-Westfalen vor. Bei einer
Sonderstelle in Bonn werden
Kräfte, Kompetenzen und Zu-
ständigkeiten gebündelt. Damit
könne der Umsatzsteuerbetrug
im Land effizienter bekämpft
werden. Die DSTG-Vertreter sa-
hen dies positiv, vertraten aber
die Meinung, dass für die ver-
stärkte Umsatzsteuerbetrugs-
bekämpfung mehr Personal un-
erlässlich sei. 

Die DSTG-Vertreter thematisier-
ten Pläne des Bundes, sich künf-
tig stärker in der Steuerverwal-
tung zu engagieren. Eine „Bun-
dessteuerverwaltung“ wird von
Minister Dr. Linssen kritisch be-
trachtet. Auch eine Übernahme
der Betriebsprüfungen durch
den Bund werde von Nordrhein-
Westfalen nicht für zielführend
angesehen. 

Ein weiterer Gesprächsbereich
war die Steuerpolitik. Es zeich-
net sich keine große Steuerre-

form ab. Das Streichen von Sub-
ventionen und steuerlichen Aus-
nahmetatbeständen ist im Kern
richtig. Der DSTG-Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek wies dar-
auf hin, dass Kürzungen der Ko-
sten für die Fahrt zur Arbeit ein
falscher Weg sei. Hier handele es
sich nicht um eine Subvention,
sondern um notwendige Wer-
bungskosten. Sollte die Politik
dennoch mit dem Rotstift anset-
zen, bereite dies der Steuerver-
waltung Ärger.  Eine neue Ein-
spruchsflut sei vorprogrammiert.
Dies sei zu vermeiden.

In dem in freundlicher Atmos-
phäre geführten Gespräch stellte
Finanzminister Dr. Linssen seine
schwierige Mission dar. Das Land
Nordrhein-Westfalen sei hoch
verschuldet. Vordringlich habe er
die Aufgabe, den Haushalt des
Landes zu sanieren. In dieser Si-
tuation sei nicht alles, was wün-
schenswert ist, auch machbar.
Der Weg von Neuverschuldung
könne nicht unbeschränkt fort-
gesetzt werden. �
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Ein wirklich volles Haus hatte
der Landesverband Hessen bei
seinem 21. Vertretertag, der
am 12. und 13. Oktober 2005
in Limburg stattfand.

Während der Arbeitstagung
berieten die 190 Delegierten
und Gastdelegierten 130 An-
träge, die das ganze Spektrum
der Sorgen und Nöte der Kolle-
ginnen und Kollegen, aber
auch Anregungen und kons-
truktive Kritik an der Verwal-
tung enthielten. Einstimmig
wurden vier Entschließungen
verabschiedet. 

Die Wahlen

Die Landesvorsitzende und
stellvertretende Bundesvorsit-
zende, Kollegin Anne Schauer,
wurde mit 142 von 158 abge-
gebenen Stimmen für weitere
vier Jahre in ihrem Amt be-
stätigt. Ihre exzellente Arbeit
spiegelt sich in diesem Wahler-
gebnis wider, was auch zahlrei-
che Gratulanten aus nah und
fern ausdrückten.  Anne
Schauer ist inzwischen eine
„Institution“ in der hessischen
Steuerverwaltung.

Aus Altersgründen traten zwei
Mitglieder der Landesleitung,

>

Kollegin Lilo Kastell-Monecke
und Kollege Werner Möller,
nicht mehr zur Wiederwahl an.
Einstimmig wählte sie der Ver-
tretertag zu Ehrenmitgliedern
und würdigte ihre jahrzehnte-
lange Arbeit in der DSTG. Neu
in die Landesleitung wurden
Kollegin Sonja Waldschmidt
(FA Gießen) und Kollege Gerd
Fleischhacker (FA Groß-Gerau)
gewählt. Alle übrigen Mitglie-
der wurden in ihren Ämtern
bestätigt.

Die öffentliche 
Veranstaltung

Eine Kundgebung der Superla-
tive: Fast 1.500 Finanzer aus
ganz Hessen waren mit Bus
und Bahn angereist. Viel Pro-
minenz aus Politik, Verwaltung
und der DSTG war anwesend.

Kollegin Anne Schauer übte
Kritik an Finanzminister Karl-
heinz Weimar. Dieser werde ei-
nerseits nicht müde, Steuer-
ausfälle und Mindereinnah-
men zu beklagen, andererseits
werde die Steuerverwaltung
aber nicht mit dem notwendi-
gen Personal ausgestattet, das
für immense Mehreinnahmen
sorgen könnte. Im Gegenteil:

>

Zu den bereits fehlenden Stel-
len solle beim Personal noch
weiter abgespeckt werden. Die
Betriebsprüfung sei ein Lotte-
riespiel, die Steuergerechtig-
keit bleibe auf der Strecke und
das beabsichtigte Risiko-
management sei auch nicht
zukunftsorientiert.

Finanzminister Karlheinz Wei-
mar versicherte den Beschäf-
tigten in seiner Rede, dass es
keine weitere Operation „Si-
chere Zukunft“ und auch keine
weiteren Einsparungen im Be-
reich der Steuerverwaltung ge-

ben werde. Der Finanzminister
versprach, die hohe Zahl Aus-
zubildender in der Finanzver-
waltung beizubehalten und
Anwärter nach bestandener
Laufbahnprüfung zu überneh-
men. Diese Aussagen brachten
ihm Beifall ein. Zuvor hatte es
natürlich Unmutsäußerungen
bei anderen Themen gegeben.
Eine kritische Zuhörerschar,
diese Finanzer, die zum Teil
stundenlange Fahrzeiten auf
sich genommen hatten, um
die Solidarität mit ihrer 
Gewerkschaft zu beweisen.
Bravo!

Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek ging in seinen
Ausführungen auf die geplan-
te Verlagerung der Zuständig-
keit für Dienstrecht, Besoldung
und Versorgung der Beamten
auf die Länder ein. Er kritisier-
te, dass eine Zersplitterung in
17 verschiedene Varianten ge-
nau das Gegenteil von Verwal-
tungsmodernisierung und
Bürokratieabbau sei. Es ist
nicht nachvollziehbar, warum
im Beamtenbereich, im Dienst-
recht, bei der Besoldung und
der Versorgung einheitliches
Recht verlassen werden sollte,
wenn ansonsten bundesein-

Ein volles Haus in Hessen:

Anne Schauer im Amt bestätigt

> Der stellvertretende Vorsitzende der DSTG Hessen, Kollege Hubert
Döhler, behält den Durchblick und überreicht der mit einem hervorra-
genden Ergebnis wiedergewählten Landesvorsitzenden, Kollegin Anne
Schauer, einen Blumenstrauß.

> Ein volles Haus hatte der Landesverband Hessen anlässlich seines 21. Gewerkschaftstages in Limburg.
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heitliche Arbeits- und Renten-
regelungen gelten. Ondracek
prophezeite, dass eine Länder-
zuständigkeit insbesondere für
das Besoldungs-, Dienstrecht
und die Versorgung gravieren-
de Folgen haben werde. Bei
dem zu erwartenden Besol-
dungsdumping wird der öf-
fentliche Dienst vor dem Hin-
tergrund der demografischen
Entwicklung nicht mehr at-
traktiv für die qualifizierten
Menschen sein. Die Katastro-
phe sei programmiert. 17 Par-
lamente werden mit dem glei-
chen Sachverhalt beschäftigt.
17-mal müssen inhaltsähnli-
che Gesetze verabschiedet
werden. Während Europa zu-
sammenwächst, treibt hier die
Kleinstaaterei fröhliche Ur-
ständ, nicht der Effizienz wil-
len, sondern dem Machtgeha-
be der Ministerpräsidenten zur
Folge, meinte Ondracek. Der

DSTG-Chef kritisierte die Com-
putergläubigkeit vieler Finanz-
minister, die meinten, sie
könnten Personal sparen, weil
alles der Computer erledigen
würde. Das ist ein verheeren-
der Trugschluss. Computer
können keine Menschen erset-
zen, sie können ihnen allen-
falls mechanische Arbeiten ab-
nehmen. Maschinelle Risikofil-
ter werden über kurz oder lang
sichtbar. Die Wirkung ist, dass
die Steuerpflichtigen und ihre
Berater damit spielen. An der
Front der Bekämpfung der
Steuerhinterziehung werde
nach wie vor zu wenig getan.
Die Umsatzsteuerbetrügereien
haben ein erschreckendes Aus-
maß angenommen, die Steuer-
hinterziehung steigt. Wenn
dann die Politik hinsichtlich
der Kontoabfrage einen „Rie-
senzirkus“ veranstaltet, hat
dies nichts mit rechtsstaatli-

chen Bedenken zu tun. Wenn
bei der Kontoabfrage, bei der
man keine Kontobewegung
und keine Kontenstände abru-
fen kann, vom gläsernen Bank-
kunden gesprochen wird, dann
ist dies Polemik, die nur den
Zweck hat, der Steuerverwal-
tung die Aufdeckung von Steu-
erhinterziehung zu erschwe-
ren. Bei den Lohn- und Ren-
teneinkünften ist es selbstver-
ständlich, dass Daten elektro-
nisch überspielt werden. Bei
den Einkünften aus Kapitalver-
mögen soll schon unzulässig
sein, dass man im Rahmen des
Besteuerungsverfahrens die
Frage stellt, wo ein Steuer-
pflichtiger in der Bundesrepu-
blik ein Konto unterhält. Dies
ist ein Anschlag gegen die
Steuergerechtigkeit.

DSTG-Chef Dieter Ondracek
sprach den Delegierten aus

dem Herzen, was an der Dezi-
belzahl auszumachen war.

Der Landesvorsitzende des dbb
Hessen, Kollege Walter Spieß,
kritisierte die Haltung des Lan-
des Hessen bei den Tarifan-
gehörigen. Hier säßen die Hes-
sen im Bremserhäuschen. 

Der Ausklang

Dass in Hessen das Steuer-
chaos herrscht, wie natürlich
anderen Ortes auch, vergaßen
die Delegierten bei der „Happy
Hour“ und beim anschließen-
den Finanzerball. Auch hier
war das Haus voll und die
Stimmung auf dem Siede-
punkt.

Eine rundum gelungene Veran-
staltung, bei der sich die DSTG
als starke Gewerkschaft prä-
sentierte: Gemeinsam sind wir
stark! �

>

Bremer Basis steht einstimmig hinter
Winfried Noske 
„Steuererklärung leicht ge-
macht: Bearbeiter einfach ab-
geschafft!“ Unter diesem Mot-
to stand der 46. Steuer-Ge-
werkschaftstag des Landesver-
bandes Bremen, der am 3. No-
vember 2005 erstmals in Bre-
merhaven abgehalten wurde.
Der Bremer Landesverband
führt seinen Verbandstag un-
verändert als reine Mitglieder-
versammlung durch, an der je-
des DSTG-Mitglied teilnehmen
kann. Nicht nur rund 150 Mit-
glieder waren der Einladung in
die Bremerhavener Stadthalle
gefolgt, sondern auch Eh-
rengäste aus Politik und Ver-
waltung, von der DSTG-Bun-
desleitung und vielen DSTG-
Landes- und Bezirksverbänden,
vom dbb und BDZ sowie Ver-
treter der Selbsthilfeeinrich-
tungen waren gekommen. Mit
besonders herzlichem Beifall

begrüßten die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer den DSTG-
Ehrenvorsitzenden Hermann
Fredersdorf.
Bürgermeister Michael Teiser
hatte in seinem Grußwort den
Applaus sicher, als er sich deut-
lich für die Belange des öffent-
lichen Dienstes einsetzte.
DSTG-Landesvorsitzender Win-
fried Noske legte in seiner An-
sprache den Schwerpunkt auf
die personelle Stärkung der
Steuerverwaltung. Haushalts-
sanierung könne nicht nur
durch Ausgabenkürzung erfol-
gen, sondern es müsse auch an
einer Verbesserung der Ein-
nahmesituation gearbeitet
werden. Es werde viel zu wenig
beachtet, dass die Steuerver-
waltung die einzige Einnahme-
verwaltung des Staates sei.
Wer an seiner Einnahmever-
waltung spare, der verzichte

freiwillig auf Einnahmen. Der
Landesvorsitzende spannte ei-
nen weiten Bogen von mis-
slungenen Prestigeobjekten

des Bremer Senats über das
gekürzte Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld („die Schmerzgren-
ze ist erreicht!“), die Ungerech-

> Der neu gewählte Vorstand des Landesverbandes Bremen (v. l. n. r.):
Schriftführerin Uschi Groth, Schatzmeister Walter Stricks, stellvertre-
tende Frauenvertreterin Gaby Kasper, Beisitzer Friedrich Epkes, Beisit-
zer Reinhard Böttjer, Vorsitzender Winfried Noske, stellvertretender
Vorsitzender Holger Suhr, Tarifvertreterin Elisabeth Ise, Landesjugend-
leiter René Zuraw und Frauenvertreterin Ilona Krimphoff.
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tigkeit bei der Besteuerung ab-
hängig Beschäftigter einerseits
und Unternehmer und Freibe-
rufler andererseits, die nur in
immer länger werdenden Zeit-
abständen von den Betrieb-
sprüfern besucht würden über
Schattenwirtschaft, Steuerhin-
terziehung und Umsatzsteuer-
betrug bis hin zu der Forderung
an den Senat, eine Personalpo-
litik einzuleiten, die mittelfri-
stig eine deutliche Verstärkung
der Außendienste zulässt. Lang
anhaltender Beifall zeigte dem
Landesvorsitzenden, wie genau
er mit seiner kämpferischen Re-
de den Nerv der DSTG-Mitglie-
der und der Gäste getroffen
hatte.

Finanzsenator Dr. Nußbaum
dankte in seinem Grußwort
zunächst der DSTG für eine fai-
re, durch überzeugenden Sach-
verstand und gegenseitiges
Verständnis geprägte Zusam-
menarbeit in den vergangenen
Jahren. Er räumte ein, dass die
DSTG Recht habe, wenn sie be-
haupte, mit weiteren Personal-
einsparungen sei der Landes-
haushalt nicht zu sanieren.
Gleichwohl müsse sich Bremen
als Haushaltsnotlageland an
den anderen Bundesländern
orientieren. Er werde sich dafür
einsetzen, so der Ressortchef,
dass die bremische Steuerver-
waltung bei der Personalaus-
stattung nicht Schlusslicht der
Bundesländer werde, sondern
einen guten Mittelplatz ein-
nehmen könne.

DSTG-Bundesvorsitzender Die-
ter Ondracek widmete seine
Ansprache der aktuellen politi-
schen Föderalismusdebatte und
den Überlegungen auf Bundes-
ebene zu Änderungen des Steu-
errechts. Der Bundesvorsitzen-
de warnte erneut eindringlich
vor einer Zersplitterung von Be-
amten-, Besoldungs- und Ver-
sorgungsrecht. Kritisch be-
leuchtete Ondracek auch die
Schaffung eines Risikomanage-
ments. Risikofilter würden
schnell bekannt und die Ma-
schengröße des Filters ausge-

nutzt werden. Es bedürfe kein-
erlei Klimmzüge wie der aktu-
ellen Diskussion über Pendler-
pauschale oder Eigenheimzu-
lage, wenn man die Steuerver-
waltung endlich in die Lage
versetzen würde, die nach dem
Gesetz geschuldeten Steuern
auch richtig festsetzen zu kön-
nen, erklärte der Bundesvorsit-
zende unter dem Beifall der
Anwesenden.
Nach dem öffentlich wirksa-
men Teil des Gewerkschaftsta-
ges begann die Arbeitstagung
mit der Ernennung des nach
neunzehn Jahren aus dem Vor-
stand ausgeschiedenen ehe-
maligen Landesvorsitzenden
Willy Hollatz zum Ehrenmit-
glied des Landesverbandes. Bei
der sich anschließenden Wahl
des Landesvorstandes erzielte
der alte und neue Landesvor-
sitzende Winfried Noske mit
148 von 148 in geheimer Wahl
abgegebenen Stimmen ein
überwältigendes Ergebnis.
Auch die weiteren Kandidaten
wurden mit jeweils sehr
großen Mehrheiten in ihre Äm-
ter gewählt. Unter der routi-
nierten Leitung des Versamm-
lungsleiters Joachim Zimmer-
mann wurden die Neufassung
der Satzung ebenso zügig wie
die vorliegenden Anträge zur
zukünftigen gewerkschaftli-
chen Arbeit abgehandelt. Nach
dem Schlusswort des Landes-
vorsitzenden bestand die Gele-
genheit für alle Teilnehmer,
bei dem einen oder anderen
Glas das Erlebte noch einmal
zu diskutieren, zu klönen oder
auch nur die ausgetrockneten
Kehlen wieder zu befeuchten.
„Ein gelungener Gewerk-
schaftstag,“ so lautete dann
auch die Zusammenfassung ei-
nes Teilnehmers, „professio-
nell, zügig und vernünftig ab-
gewickelt. Gute Reden mit
Standpunkten ohne peinliche
Rundumschläge. Die DSTG
kann sich sehen lassen und
braucht sich wirklich nicht zu
verstecken! Menschlich ist sie
auch, Humor kommt hinzu, al-
so was will man mehr?“ �

* Effektiver Jahreszins des Bauspardarlehens ab 2,43%.
** Bei einer Vertragslaufzeit von 7 Jahren und Verzicht 

auf das Bauspardarlehen. Nicht bei Vertragsänderungen,
Vor- und Zwischenfinanzierungen und Abtretungen.

Ihr BHW Berater weiß, wie’s geht:
01802 - 244 411 oder www.bhw.de
(0,06 Euro pro Gespräch)

Darlehen ab
2,25%*

Guthaben bis
3,50%**

Für meine Zukunft seh’ ich blau.

Vo r s o r g eH a u s G e l d

Mit Durchblick
flexibel
BauSparen!
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Die neue Bundesregierung steht
unter großem Zeitdruck, ihre
steuerpolitischen Ziele der Koali-
tionsvereinbarung umzusetzen,
weil zahlreiche Neuerungen be-
reits ab 2006 gelten sollen. Der
Fahrplan ist eng, denn es blei-
ben bis zur letzten Sitzung des
Bundesrates in diesem Jahr, dem
16. Dezember 2005, nur noch
wenige Wochen. Die wichtig-
sten Vorhaben müssen deshalb
am 28. November 2005 als Ent-
würfe der Koalitionsfraktionen
in Bundestag und Bundesrat
eingebracht werden. Dazu
gehören unter anderem die Ab-
schaffung der Eigenheimzulage
und der Steuersparfonds, das
Ende der Freibeträge für Abfin-
dungen und Übergangsgelder,
die Abschaffung des Steuerab-
zugs für private Steuerberater-
ausgaben sowie die Abschaf-
fung der degressiven Gebäude-
abschreibung für Mietwohnun-
gen und eine Verbesserung der
degressiven Abschreibung für
Unternehmen. Privathaushalte
sollen bereits ab 2006 Renovie-
rungen als haushaltsnahe
Dienstleistungen steuerlich gel-
tend machen können, das Hand-
werk soll zudem von Änderun-
gen der Umsatzsteuerzahlung
(Ist-Versteuerung) profitieren
können. Weil diese Pläne das
Gesetzgebungsverfahren bis
Jahresfrist kaum durchlaufen
können, ist zu erwarten, dass
ein erster Teil als Schnellläufer in
den Bundestag eingebracht
wird. 

Staatsfinanzen nach-
haltig konsolidieren –
Wachstum stärken

Die neue Bundesregierung be-
absichtigt mit ihrer Steuerpolitik
und einer ausgewogenen wirt-
schafts- und finanzpolitischen
Strategie von Konsolidieren, Re-
formieren und Investieren nach-

>

haltiges Wachstum und höhere
Beschäftigung zu erreichen. Bei
der Konsolidierung des Bundes-
haushaltes sollen alle Einspar-
potenziale auf der Ausgabensei-
te genutzt und sämtliche fi-
nanzwirksame Vorhaben auf ih-
re Notwendigkeit und Finanzier-
barkeit hin hinterfragt und
grundsätzlich mit neuer Prioritä-
tensetzung kompensiert wer-
den. 

Mit den steuerpolitischen Maß-
nahmen sollen zusätzliche
Wachstumskräfte mobilisiert
werden. Ein Hauptteil der steu-
erpolitischen Neuerungen, die
die Einnahmen des Staates stär-
ken sollen, werden erst im Jahr
2007 wirksam – von diesem
Zeitpunkt an wird mit einem
wirtschaftlichen Aufschwung
gerechnet, der stark genug ein-
geschätzt wird, die steuerlichen
Belastungen abzufedern. Des-
halb soll die geplante Umsatz-
steuererhöhung auf 19 % – un-
ter Beibehaltung des ermäßig-
ten Umsatzsteuersatzes von 7 %
–, die sowohl zur Konsolidierung
der Haushalte von Bund und
Ländern als auch zur Senkung
der Lohnnebenkosten vorgese-
hen ist, erst zum 
1. Januar 2007 in Kraft treten. 

Die Versicherungsteuer soll
ebenfalls zum 1. Januar 2007
von 16 % auf 19 % angehoben
werden. Ab 2008 zielt ein neues
Unternehmensteuerrecht dar-
auf ab, die Position der deut-
schen Unternehmen im interna-
tionalen Wettbewerb weiter zu
verbessern. 

Spitzenverdiener mit einem zu
versteuernden Jahreseinkom-
men von 250 000 Euro (Verhei-
ratete 500 000 Euro) werden mit
einem um drei Prozentpunkte
erhöhten Spitzensteuersatz be-
lastet. Einkünfte aus Gewerbe-
betrieben bleiben ab 2007 da-
von ausgenommen. 

Abbau weiterer 
Steuervergünstigungen

Neben der Abschaffung des Frei-
betrags für Heirats- und Ge-
burtshilfen, der Aufhebung der
Steuerfreiheit für Bergwerksprä-
mien sowie der Abschaffung des
Abzugs für Aufwendungen zum
häuslichen Arbeitszimmer, das
nicht den Mittelpunkt der ge-
samten beruflichen Tätigkeit bil-
det, steht die Reduzierung der
Entfernungspauschale, die Steu-
erpflicht privater Veräußerungs-
gewinne bei vermieteten Immo-
bilien und bei Wertpapieren oh-
ne Fristen mit 20 % sowie die
Reduzierung des Sparerfreibe-
trags auf der Steuerstreichliste
für das Jahr 2007. 

Steuerliche Neuerun-
gen bringen Mehrarbeit
für Finanzverwaltung

Die für 2007 geplanten Maß-
nahmen bringen nicht nur deut-
liche Mehrarbeit für die Finanz-
verwaltung, sondern führen zu
spürbaren Belastungen für den
Steuerzahler. Die von CDU/CSU
und SPD im Wahlkampf propa-
gierte Strategie, bei der Einkom-
mensteuer Vergünstigungen zu
streichen und gleichzeitig Steu-
ersätze zu senken, wurde mit
Rücksicht auf die angespannte
Haushaltslage während der Ko-
alitionsverhandlungen beerdigt. 

Mit der Kürzung der Pendlerpau-
schale ab 2007 werden rund ei-
ne Milliarde Euro, später bis zu
drei Milliarden Euro Mehrein-
nahmen für den Staatshaushalt
erwartet. Berechnungen und
Schätzungen liegen bereits auf

>

> dem Tisch. Die Pauschale könnte
nur noch für Entfernungen über
20 Kilometer akzeptiert werden
oder die Mehreinnahmen wären
mit einer Halbierung der Pau-
schale von heute 30 Cent pro Ki-
lometer zu erreichen. Beide Alter-
nativen wurden bereits im Zu-
sammenhang mit dem Haus-
haltsbegleitgesetz 2004 disku-
tiert. 

Die Position der DSTG zu dieser
Thematik ist klar – sie lehnt eine
Begrenzung der Entfernungspau-
schale für Entfernungen ab dem
21. Kilometer als weiteren Bei-
trag zur Verkomplizierung und
Missbrauchsanfälligkeit des
Steuerrechts ab. Mehr Admini-
stration und Überwachung durch
die Finanzämter müssten die Fol-
ge sein. Daneben lässt eine spür-
bare Reduzierung der Pauschale
vollkommen außer Acht, dass
mit der Einführung und Fortent-
wicklung der Ökosteuer und der
Explosion der Benzinkosten in
den letzten Jahren deutliche Be-
lastungen für die Benutzer von
Personenkraftwagen entstanden
sind. Der Weg zur Arbeit ist be-
ruflich veranlasst und Kosten
dafür sind rechtlich bei den Wer-
bungskosten zu berücksichtigen. 

Änderungen sollen sich auch
beim Kindergeld bzw. Kinderfrei-
betrag ergeben. Die Auszahlung
bzw. Gewährung soll ab 2007 bis
zur Vollendung des 25. Lebens-
jahres des Kindes begrenzt wer-
den. 

Eine Kürzung des Sparerfreibe-
trags und die generelle Steuer-
pflicht privater Veräußerungsge-
winne bei vermieteten Immobili-
en und Wertpapieren mit 20 %
ab 2007 führen nicht nur zu
Mehreinnahmen des Staates,
sondern auch zu mehr Verwal-
tungsaufwand in den Finanzäm-
tern. 

Koalition bewegt sich bei Steuerpolitik
auf dünnem Eis
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Bereits Anfang 2006 ist für die
Finanzverwaltung mit deutli-
cher Mehrarbeit zu rechnen,
denn von der Jahreswende an
greift das Alterseinkünftegesetz
erstmalig mit der Besteuerung
von Renten. Bereits im ersten
Jahr der Systemumstellung fal-
len voraussichtlich rund 1,3 Mil-
lionen zusätzliche Steuerfälle
an, die größtenteils manuell be-
arbeitet werden müssen. Dane-
ben wird der Beratungs- und Er-
klärungsbedarf gerade in der
Anfangsphase besonders hoch
sein. 
Die neue Bundesregierung be-
gibt sich mit ihrer Politik der
Steuererhöhung und Mehrarbeit

für die Finanzverwaltung im
Hinblick auf die Verbreiterung
der Staatseinnahmen auf „dün-
nes Eis“. Vor allem die geplante
Mehrwertsteuererhöhung
2007 ist nach Ansicht der DSTG
kein Königsweg, weil dadurch
die schon jetzt schwache Bin-
nennachfrage weiter belastet
wird. Die Erhöhung der Tabak-
steuer hat eindrucksvoll vor Au-
gen geführt, wie sich Steuerer-
höhungen auf das Konsumver-
halten der Verbraucherinnen
und Verbraucher auswirkt. 
Zu einer Politik der Einnahme-
verstetigung gehört eine starke
Steuerverwaltung. Deshalb
muss bei den kommenden

steuerlichen Vorhaben berück-
sichtigt werden, dass sich die
Finanzverwaltungen der Länder
seit längerem im organisatori-
schen Umbruch befinden. Re-
gional unterschiedlich werden
unter dem Stichwort Risikoori-
entierung Verfahren mit dem
Versuch entwickelt, die Bearbei-
tung der Steuervorgänge an
wirtschaftlichen Kriterien aus-
zurichten. Diese Maßnahmen
sind direkte Folge des Perso-
nalabbaus in den öffentlichen
Verwaltungen, der allein die Fi-
nanzverwaltung in den letzten
fünf Jahren personell um rund
10 % ausgedünnt hat. Untersu-
chungen von Rechnungshöfen,

Leistungsvergleiche und Kosten-
Leistungs-Rechnungen belegen,
dass ein verringerter Personal-
einsatz bei gleichzeitig steigen-
dem Aufgabendruck direkten
Einfluss auf die Steuererhebung
hat. In Zeiten knapper Kassen ist
die einzige Einnahmeverwal-
tung des Staates nicht zu
schwächen, sondern zu stärken.
Noch sind die Koalitionsverein-
barungen nicht in Gesetze ge-
gossen. Die DSTG wird im Ge-
setzgebungsverfahren die steu-
erpolitischen Vorhaben auf ihre
Systematik und Anwendbarkeit
hin untersuchen und die Legisla-
tive auf entsprechende Schiefla-
gen aufmerksam machen. �

Neue Gesichter im 
Bundesfinanzministerium 
Der neue Bundesfinanzmini-
ster Peer Steinbrück (58) hat
nach seiner Amtsübernahme
überraschende Personalent-
scheidungen getroffen. Peer
Steinbrück will sich von dem
beamteten Haushalts-Staats-
sekretär Gerd Ehlers (56) tren-
nen und ihn durch Werner Gat-
zer (46) ersetzen. Werner Gat-
zer war bis zum Frühjahr die-
ses Jahres Leiter des Leitungs-
stabes im Finanzministerium,
also Eichels Kabinettschef, und
wechselte dann als Co-Ge-
schäftsführer zur Finanzagen-
tur des Bundes in Frankfurt/
Main. Die Finanzagentur ist für
das Schuldenmanagement des
Bundes zuständig. Gatzer lei-
tete die Verwaltung der Agen-
tur und hielt den engen Kon-
takt zum BMF, dem die privat-
wirtschaftlich organisierte
Agentur untersteht.
Dem bisher für Steuern zu-
ständigen Staatssekretär
Volker Halsch soll nach einer
Übergangsfrist Dr. Axel Na-
wrath (51) als beamteter
Staatssekretär folgen. Dr. Axel
Nawrath arbeitet gegenwärtig
im Management der Deut-

schen Börse. Nawrath ist aller-
dings kein Neuling im Bundes-
finanzministerium. Er manag-
te vor seinem Wechsel in die
private Wirtschaft im Herbst
2003 als Abteilungsleiter im
BMF die Umwandlung der al-
ten Bundesschuldenverwal-
tung in die Finanzagentur. Da-
durch kann der Bund wesent-
lich schneller auf Finanzmarkt-
veränderungen reagieren und
so etliche hundert Millionen
Euro jährlich im Zinsmanage-
ment sparen. Zudem gilt Na-
wrath als Architekt der mit der
Euro-Einführung notwendig
gewordenen Bundesbankre-
form. Maßgeblich ausgestaltet
hat er auch die Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsauf-
sicht als zentrale Überwa-
chungsinstanz der Finanz-
märkte.
Kajo Koch-Weser wird durch
den ehemaligen Kanzlerbera-
ter Thomas Mirow (52) ersetzt,
der für internationale und eu-
ropäische Politik, Finanzmarkt-
politik und die Grundsatzab-
teilung zuständig sein wird.
Als bewährte Ansprechpartner
bleiben der DSTG-Bundeslei-

Porträt Dr. Barbara Hendricks

Die parlamentarische Staatssekretärin
beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Barbara Hendricks, wurde am 29.
April 1952 in Kleve geboren. Nach Able-
gung des Staatsexamens für das Lehr-
amt an Gymnasien in Geschichte und
Sozialwissenschaften promovierte sie.
Von 1976 bis 1978 Honorartätigkeit

Deutsches Studentenwerk, von 1978 bis 1981 Pressestelle
Bundestagsfraktion der SPD. Anschließend von 1981 bis
1990 Sprecherin des nordrhein-westfälischen Finanzmini-
sters. Seit 1991 Ministerialrätin im NRW-Umweltministeri-
um, zuständig für grenzüberschreitende Planungen. Seit
1994 Mitglied des Deutschen Bundestages, von 1995 bis
1998 Mitglied des Fraktionsvorstandes. Seit Oktober 1998
parlamentarische Staatssekretärin beim Bundesminister für
Finanzen, seit November 2001 Mitglied des Bundes-Partei-
vorstandes. 

Peer Steinbrück ist nach Hans Eichel und Oskar Lafontaine
der dritte Bundesfinanzminister, dem Dr. Hendricks in die-
sem schwierigen Amt zur Seite steht.

>

tung die parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundes-
minister der Finanzen, Dr. Bar-
bara Hendricks, sowie der par-
lamentarische Staatssekretär
beim Bundesminister der Fi-
nanzen, Karl Diller, erhalten.

Auch der neue Bundesfinanz-
minister Peer Steinbrück ist für
die DSTG kein  Unbekannter,
weil der ehemalige Minister-
präsident von Nordrhein-West-
falen in seiner Zeit als Finanz-
minister in NRW ein geschätz-
ter Partner war.
Im Finanzausschuss, von dem
die DSTG regelmäßig zu Exper-
tenanhörungen zu Steuerge-
setzen eingeladen wird, gibt es

dstg  05.12.2005  6:08 Uhr  Seite 9



DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft

> DSTG magazin | Dezember 2005

P
o

rt
rä

t/
S

te
u

e
rp

o
li

ti
k

10

Porträt Peer Steinbrück

Der am 10. Januar 1947 in Hamburg ge-
borene Peer Steinbrück wurde 1986
Büroleiter von Johannes Rau. Zuvor hat-
te der Diplom-Volkswirt im Bundesbau-
ministerium und im Forschungsmini-
sterium gearbeitet und war persönli-
cher Referent der damaligen Minister
Hans Matthöfer und Volker Hauff. In

Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen war der gebür-
tige Hamburger Wirtschaftsminister, in Düsseldorf amtierte
er auch als Finanzminister. Im Herbst 2002 wurde er als
Nachfolger von Wolfgang Clement (SPD) Ministerpräsident
in Nordrhein-Westfalen. Steinbrück ist mit einer Lehrerin
verheiratet und hat drei erwachsene Kinder. 

1974 –1976 Bundesbauministerium 

1976–1977 Bundesministerium für Forschung und Tech-
nik 

1977–1978 persönlicher Referent der Bundesminister 
Matthöfer bzw. Hauff 

1978–1981 Koodinator Kanzleramt

1981 Ständige Vertretung der Bundesrepublik 
in Ost-Berlin, Abteilung Wirtschaft

1981–1982 Bundesministerium für Forschung und 
Technologie

1983–1985 Mitarbeiter Grundsatzreferat im Ministerium
für Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft Nordrhein-Westfalen

1986–1990 Büroleiter von Ministerpräsident Johannes
Rau

1990–1992 Staatssekretär im schleswig-holsteinischen 
Ministerium für Natur, Umwelt und Landes-
entwicklung

1992–1993 Staatssekretär im schleswig-holsteinischen 
Ministerium für Wirtschaft, Technologie und
Verkehr

1993–1998 Minister für Wirtschaft, Technologie und 
Verkehr des Landes Schleswig-Holstein

1998–2000 Minister für Wirtschaft und Mittelstand, Tech-
nologie und Verkehr in Nordrhein-Westfalen

seit Februar 2000 Finanzminister in Nordrhein-Westfalen 

seit Herbst 2002 Ministerpräsident Nordrhein-Westfalen

seit 22. November 2005 Bundesfinanzminister

>

erhebliche Veränderungen.
Dort geht der Vorsitz von
Bündnis 90/Die Grünen, die
ihn durch Christine Scheel
wahrgenommen hat, mit
Eduard Oswald (CSU) auf die
CDU/CSU-Fraktion über. Stell-

vertretende Vorsitzende ist Ga-
briele Frechen (SPD). Der Fi-
nanzausschuss wird von bisher
35 Mitgliedern auf 36 Mitglie-
der erweitert. Der Ausschuss
wird sich am 30. November
2005 konstituieren. �

Steuerpolitik muss 
Wachstum in EU flankieren 
Auf der Sitzung des Steuer-
ausschusses der UFE, die vom
16. bis 18. November 2005
stattfand, erläuterte der für
die Generaldirektion E (Analy-
sen und Steuerpolitik) zu-
ständige Direktor Michael
Aujean (F) den umfassenden
Plan der Europäischen Kom-
mission über EU-weite Maß-
nahmen im Bereich der Steu-
ern. Der Vorsitzende der DSTG
und Präsident der UFE, Dieter
Ondracek, hatte den Mei-
nungsaustausch angeregt.

Das Konzept der EU umfasst
bestehende und künftige In-
itiativen der Kommission im
Bereich Steuern und Zoll, das
der EU helfen soll, ihre Ziele
von Lissabon zu verwirkli-
chen.

Zur Erinnerung sei ange-
merkt, dass die Lissabon-
Strategie auf das Jahr 2000
zurückgeht. Im März 2000
setzten sich die Staats- und
Regierungschefs der EU-Mit-
gliedsstaaten bei ihrem Tref-
fen in Lissabon ein neues Ziel
für das nächste Jahrzehnt,
nämlich „die Union zum
wettbewerbsfähigsten und
dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum in
der Welt zu machen – einem
Wirtschaftsraum, der fähig
ist, ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum mit mehr
und besseren Arbeitsplätzen
und einem größeren sozialen
Zusammenhalt zu erzielen“.

In diesem Zusammenhang
erklärte der für Steuern und
Zoll zuständige EU-Kommis-
sar László Kovács, dass eine
angemessene Steuer- und
Zollpolitik dazu beitragen
könnte, die Effizienz der EU-
Wirtschaft und die Wettbe-
werbsfähigkeit der europäi-
schen Unternehmen zu stär-
ken. „Angesichts der Globali-
sierung und der zunehmen-

den grenzüberschreitenden
Aktivitäten wäre bei be-
stimmten Problemen in den
Bereichen Steuern und Zoll
ein Gemeinschaftskonzept
für Unternehmen und Handel
von beträchtlichem Nutzen“,
führte Kommissar Kovács aus. 

Direktor Aujean erläuterte
den Mitgliedern des UFE-
Steuerausschusses Schlüssel-
maßnahmen der Gemein-
schaft in den Bereichen Zoll
und Steuern, die zur struktu-
rellen Anpassung der Wirt-
schaften beitragen sollen, die
zur Umsetzung der Lissabon-
Strategie erforderlich sind. 

Eine einheitliche 
konsolidierte Körper-
schaftsteuer-Bemes-
sungsgrundlage für 
EU-Unternehmen 

Aufgrund der unterschiedli-
chen Steuersysteme in der EU
entständen beträchtliche zu-
sätzliche Verwaltungskosten
im Zusammenhang mit den
steuerlichen Verpflichtungen.
Dies hemme eine effizientere
Verteilung der Ressourcen
und schaffe ungleiche Aus-
gangsbedingungen. Doppel-
besteuerung, steuerlich be-
dingte Kosten für die Um-

>
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strukturierung von Unterneh-
men sowie allgemeine Unter-
schiede zwischen den Steuer-
vorschriften der Mitglieds-
staaten hätten zur Folge, dass
Firmen es ggf. vorziehen, im
Land zu bleiben, als in einem
anderen Mitgliedsstaat tätig
zu werden. Durch diese we-
sentlichen Hindernisse könn-
ten die Vorteile eines wettbe-
werbsfähigen Marktes nicht
uneingeschränkt genutzt
werden. Die Beseitigung die-
ser Hindernisse würde Mark-
teinsteigern neue Möglich-

keiten bieten und der daraus
resultierende Wettbewerb
würde zu Mehrinvestitionen
und Innovation führen. Eine
Kostensenkung in Verbin-
dung mit dem Abbau dieser
steuerlich bedingten Hinder-
nisse würde dazu beitragen,
die Wettbewerbsfähigkeit
des Produktionssektors der
EU zu stärken.

Die derzeit 25 nebeneinander
existierenden, unterschiedli-
chen und teilweise sogar mit-
einander unvereinbaren Kör-

perschaftsteuersysteme in
der EU würden de facto zu-
sätzliche Befolgungskosten
verursachen und böten selten
die Möglichkeit eines grenz-
überschreitenden Verlustaus-
gleichs, obwohl für rein inlän-
dische Sachverhalte häufig
durchaus ein Verlustausgleich
vorgesehen ist. In einem ech-
ten Binnenmarkt sollte dies
nicht der Fall sein. Obwohl
Unternehmen die EU im Rah-
men ihrer Tätigkeit (For-
schung, Produktion, Inventur,
Verkauf usw.) zunehmend als

einen Binnenmarkt betrach-
ten, seien sie gezwungen,
diesen für ausschließlich
steuerliche Zwecke in natio-
nale Märkte zu unterteilen.

Die Körperschaftsteuervor-
schriften würden die grenz-
überschreitende Tätigkeit in
der EU anders und meist
ungünstiger regeln als rein
inländische Tätigkeiten. Da-
durch würden Unternehmen
dazu bewogen, im Inland zu
investieren, und davon abge-
halten, sich an ausländischen
Unternehmen zu beteiligen
oder Tochtergesellschaften
im Ausland zu gründen. Die
Disparität der einzelstaatli-
chen Systeme erleichtere zu-
dem die Steuerumgehung.

Zur Vertiefung gab Direktor
Aujean den Rückblick, dass
die Bemühungen der Kom-
mission um eine einheitliche
konsolidierte Körperschaft-
steuer-Bemessungsgrundlage
bereits 2001 begannen und
2003 bekräftigt wurden. Eine
einheitliche konsolidierte
Körperschaftsteuer-Bemes-
sungsgrundlage würde es
den im Binnenmarkt agieren-
den Unternehmen ermögli-
chen, ihre Bemessungsgrund-
lagen in verschiedenen EU-
Mitgliedstaaten nach densel-
ben Vorschriften zu berech-
nen. Die Kommission beab-
sichtige hingegen nicht, ei-
nen harmonisierten Körper-

> Michael Aujean (li.) erläuterte vor dem Steuerausschuss der Union des Finanzpersonals in Europa (UFE) den
umfassenden Plan der Europäischen Kommission über EU-weite Maßnahmen im Steuerbereich. In der Bild-
mitte UFE-Präsident Dieter Ondracek, daneben Vizepräsident Nico Goor aus den Niederlanden. 
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schaftsteuersatz vorzuschla-
gen. Eine einheitliche konsoli-
dierte Körperschaftsteuer-Be-
messungsgrundlage würde
jedoch einen grenzüber-
schreitenden Verlustaus-
gleich ermöglichen und die
derzeitigen Steuerprobleme
im Zusammenhang mit gren-
züberschreitender Tätigkeit
und der Umstrukturierung
von Konzernen und Unter-
nehmen lösen. 

Damit jeder Mitgliedstaat
seinen eigenen Steuersatz
auf seinen Anteil an der kon-
solidierten Bemessungs-
grundlage anwenden könnte,
müsste eine Methode zur
Aufteilung der konsolidierten
Bemessungsgrundlage zwi-
schen den Mitgliedstaaten
vereinbart werden. Diese Me-
thode solle zu einem einfa-
cheren und transparenteren
Körperschaftsteuersystem in
Europa führen. 

Die Kommission will bis 2008
einen entsprechenden Geset-
zesvorschlag vorlegen.

Erleichterungen bei
der Mehrwertsteuer
durch One-stop-shop-
Regelung

Da nach einer europäischen
Studie 14 % der kleinen und
mittleren Unternehmen und
10 % der großen Unterneh-
men lediglich aufgrund der
Anforderungen im Zusam-
menhang mit den Mehrwert-
steuerpflichten noch keine
mehrwertsteuerpflichtige
Tätigkeit in Mitgliedstaaten
aufgenommen haben, in de-
nen sie keine Betriebsstätten
haben, hatte die Kommission
im Oktober 2004 einen um-
fassenden Vorschlag zur Ver-
einfachung der Mehrwert-
steuerpflichten bei grenzü-
berschreitender Tätigkeit vor-
gelegt.

Dieser Vorschlag soll die Lie-
ferung von Waren und die Er-

>

bringung von Dienstleistun-
gen in anderen EU-Mitglied-
staaten für die Wirtschafts-
beteiligten erleichtern. Der
Vorschlag sieht insbesondere
das Prinzip einer einzigen
Anlaufstelle vor, das es Wirt-
schaftsbeteiligten ermögli-
chen würde, eine einzige
Mehrwertsteuer-Nummer
für alle Leistungen innerhalb
der EU zu verwenden und ei-
ne einzige Gesamt-Mehr-
wertsteuer-Erklärung über
ein elektronisches Portal ab-
zugeben, die automatisch an
die verschiedenen Mitglied-
staaten, in denen der Wirt-
schaftsbeteiligte steuer-
pflichtig ist, geleitet würde.
Verhandlungen im Rat dau-
erten an.

Weiteren Handlungsbedarf 
sehe die Kommission laut
Aujean bei den Vorschriften
über Befreiungen für dem
Gemeinwohl dienende
Dienstleistungen und den
Ausschluss öffentlicher Ein-
richtungen vom Anwen-
dungsbereich der Mehrwert-
steuer. Die geltenden Vor-
schriften seien veraltet und
entsprächen nicht mehr der
wirtschaftlichen Realität im
21. Jahrhundert, in der ehe-
malige Monopole einem Li-
beralisierungsprozess unter-
zogen und weite Bereiche
des öffentlichen Dienstes
teilweise oder vollständig
privatisiert worden seien. 

Dies führe zu Wettbewerbs-
verzerrungen und wirt-
schaftlichen Ineffizienzen
und verleite zur Steuerum-
gehung. Die Kommission be-
absichtigte, bis Ende 2006 ei-
nen Vorschlag zur Änderung
der derzeit geltenden Mehr-
wertsteuervorschriften vor-
zulegen, um gleiche Wettbe-
werbsbedingungen in be-
stimmten Bereichen zu
schaffen, in denen sowohl
öffentliche Einrichtungen als
auch Privatunternehmen
agieren.

Beseitigung von
durch Steuerbetrug und
Steuerumgehung verur-
sachten Verzerrungen

Steuerbetrug führt zu erheb-
lichen Verzerrungen auf dem
Binnenmarkt, verhindert fai-
ren Wettbewerb und mindert
Steuereinnahmen, die für die
Finanzierung öffentlicher 
Leistungen auf nationaler
Ebene bestimmt sind. Betrug
in großem Ausmaß erhöht
die Steuerbelastung steue-
rehrlicher Unternehmen, da
die Staaten ihre Einnahme-
ausfälle ausgleichen müssen.
„Steuersysteme sind Sache
der Mitgliedstaaten und soll-
ten es auch bleiben“, so Di-
rektor Aujean. Dennoch sei
die Kommission der Auffas-
sung, dass gemeinsame und
besser aufeinander abge-
stimmte Ansätze dazu beitra-
gen würden, die Mitglied-
staaten bei der Bekämpfung
des Steuerbetrugs zu unter-
stützen und sie in ihrem
Bemühen zu bestärken. 

Sie prüfe daher gegenwärtig,
inwiefern es einer neuen Be-
trugsbekämpfungsstrategie
auf europäischer Ebene be-
dürfe. Dafür komme ein brei-
tes Spektrum an Instrumen-
ten infrage, so z. B. eine ver-
besserte Zusammenarbeit
zwischen innerstaatlichen
Verwaltungen, die Beseiti-
gung von Hemmnissen für
den effektiven Informations-
austausch (z. B. durch einen
besseren Zugang zu Bankda-
ten), verstärkte Verhandlun-
gen mit Drittländern über die
Einführung von Vorschriften
über den Informationsaus-
tausch, die Weiterentwick-
lung der innergemeinschaftli-
chen Instrumente für die Ver-
waltungszusammenarbeit
und die Verbesserung der
grundlegenden Steuervor-
schriften.

Die Kommission würde für
die erforderliche Koordinie-
rung sorgen, insbesondere

> was die Verbesserung der den
Mitgliedstaaten zur Verfügung
stehenden Instrumente für die
Verwaltungszusammenarbeit
angehe. Die Vorlage einer Mit-
teilung zu diesem Thema sei
für 2006 geplant.

Erleichterung über
zeitliche Begrenzung von
Steuerurteilen

Erleichtert zeigte sich Aujean
auch von der Bereitschaft des
Europäischen Gerichtshofs in
Luxemburg, Steuerurteile ge-
gen Mitgliedstaaten nicht
mehr unbegrenzter Rückwir-
kung zu unterwerfen. Dies hat-
te der zuständige Generalan-
walt Antonio Tizzano Anfang
November in einem Rechts-
streit gegen Deutschland be-
antragt. Bei diesem Verfahren
mit dem Namen „Meilikke“,
das in Fachkreisen mit Span-
nung verfolgt wird, geht es um
die frühere Besteuerung von
Aktiendividenden. 

Bekanntermaßen erhielten 
Aktionäre von ihrem Unter-
nehmen jährlich eine Beschei-
nigung der von ihm gezahlten
Körperschaftsteuer, die sie 
sich dann auf die eigene Ein-
kommensteuer anrechnen
lassen konnten. Inzwischen 
ist diese Gutschrift durch das
Halbeinkünfteverfahren ab-
gelöst worden. 

Der Generalanwalt hielt die
frühere Regelung für einen
Verstoß gegen die Freiheit des
Kapitalverkehrs, weil sie nicht
für ausländische Aktiengesell-
schaften galt. Wegen der Ge-
fahr schwerwiegender wirt-
schaftlicher Auswirkungen für
den deutschen Staatshaushalt
soll die dann fällige Steu-
errückerstattung auf die Zeit
seit dem 6. Juni 2000 begrenzt
werden. Dieser Antrag ist be-
merkenswert, weil der Gene-
ralanwalt von der bisherigen
ständigen Rechtsprechung des
Gerichtshofs zur Urteilsbe-
schränkung abgewichen ist. �

>
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Die betriebliche Altersversor-
gung für die Arbeitnehmer des
öffentlichen Dienstes war –
wie mehrfach im DSTG-Maga-
zin berichtet – zum Jahres-
wechsel 2001/2002 von einer
an der Beamtenversorgung ori-
entierten Gesamtversorgung
auf ein Betriebsrentensystem
(so genanntes „Punktemo-
dell“) umgestellt worden.
Grundlage hierfür war der „Ta-
rifvertrag Altersversorgung
(ATV)“ vom 3. Januar 2002. Die
darin enthaltenen Regelungen
hat die VBL dann – wie auch
die anderen Zusatzversor-
gungskassen des öffentlichen
und des kirchlichen Dienstes –
durch eine Neufassung ihrer
Satzung rückwirkend zum 1.
Januar 2001 umgesetzt.

Die im alten Gesamtversor-
gungssystem erworbenen Ren-
tenanwartschaften sind im Zu-
ge der Umstellung wertmäßig
festgestellt und als „Startgut-
schriften“ auf die neuen Ver-
sorgungskonten übertragen
worden. Entsprechend dem
ATV unterscheidet die VBL-Sat-

zung dabei zwischen „renten-
nahen“ Jahrgängen (Versicher-
te, die am 1. Januar 2002 be-
reits das 55. Lebensjahr vollen-
det hatten) und den jüngeren,
„rentenfernen“ Jahrgängen.

Verschlechterungen
für „Rentenferne“

Relativ wenig Kritik gab es bei
der Systemumstellung von den
rund 200 000 rentennahen
VBL-Versicherten, denn bei die-
sen sind die Startgutschriften
noch weitgehend nach dem al-
ten Satzungsrecht ermittelt
worden. Heftige Proteste und
zahlreiche Widersprüche ha-
ben die VBL-Mitteilungen über
die Startgutschrift dagegen bei
den rund 1,7 Millionen renten-
fernen Versicherten ausgelöst.

Bei diesem Personenkreis sind
die im alten System erworbe-
nen Anwartschaften auf der
Grundlage des § 18 Abs. 2 des
Betriebsrentengesetzes (Be-
trAVG) berechnet und übertra-
gen worden. Das hat teilweise
– insbesondere bei Versicher-

>

ten, die zum Zeitpunkt der Sy-
stemumstellung schon „älter“
waren, aber noch nicht das 55.
Lebensjahr vollendet hatten –
zu Verschlechterungen hin-
sichtlich der zu erwartenden
Rentenhöhe geführt.

Erste Urteile aus 
Karlsruhe

Etliche Betroffene haben des-
wegen Klage vor dem Zivilge-
richt erhoben und sich dabei
gegen die Wirksamkeit und
Verbindlichkeit der ihnen mit-
geteilten Startgutschriften ge-
wendet. Das bei Klagen gegen
die VBL zuständige Landgericht
Karlsruhe hat daraufhin schon
mehrfach entschieden, dass
durch die einschlägigen Neure-
gelungen in unzulässiger Wei-
se in bestehende Rentenan-
wartschaften eingegriffen
werde und die VBL zur Ge-
währung einer höheren Be-
triebsrente verpflichtet.

Gegen diese erstinstanzlichen
Urteile haben die VBL und häu-
fig auch die Kläger selbst je-
doch Berufung zum Oberlan-
desgericht Karlsruhe eingelegt.
Der zuständige 12. Zivilsenat
des OLG hat nun am 22. Sep-
tember 2005 erstmals über die
Berufungen in 16 gleichartigen
Fällen von rentenfernen Versi-
cherten entschieden. In den
betreffenden Urteilen wird je-
weils festgestellt, „dass die von
der Beklagten gemäß ihrer Sat-
zung erteilte Startgutschrift
den Wert der von dem
Kläger/der Klägerin bis zum 31.
Dezember 2001 erlangten An-

>

wartschaft auf eine bei Eintritt
des Versicherungsfalles zu lei-
stende Betriebsrente nicht ver-
bindlich festlegt“.

Verstöße gegen
„höherrangiges Recht“

Zur Begründung dieser Ent-
scheidung hat das OLG im We-
sentlichen ausgeführt, die Be-
stimmungen der neuen VBL-
Satzung, auf denen die mitge-
teilten Startgutschriften der
Kläger beruhen, verstießen –
ebenso wie die zugrunde lie-
genden Tarifregelungen des
ATV – gegen den Eigentums-
schutz des Art. 14 GG in Verbin-
dung mit den verfassungs-
rechtlichen Grundsätzen des
Vertrauensschutzes und der
Verhältnismäßigkeit.

Darüber hinaus haben die 
Karlsruher Richter aber auch ei-
nen Verstoß gegen den Gleich-
behandlungsgrundsatz des Art.
3 GG gerügt, weil die Startgut-
schriften für die rentennahen
Versicherten nach einem we-
sentlich günstigeren Verfahren
als für die rentenfernen berech-
net worden sind. Wegen dieser
Verstöße gegen „höherrangiges
Recht“ sei die konkret bean-
standete Vorschrift des § 79
Abs. 1 der neuen VBL-Satzung
für die Versicherungsverhältnis-
se der Kläger unwirksam und
die darauf beruhenden Start-
gutschriften nicht verbindlich.

Das OLG hat allerdings bewusst
keinen neuen Modus für die Be-
rechnung der Startgutschriften
vorgegeben. Dahingehende ge-

>
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Seminare für Azubis 1. Ausbildungsjahr Osterferien
zum/zur Steuerfachangestellten 2. Ausbildungsjahr Herbstferien
(1 Woche) 3. Ausbildungsjahr   Faschingswoche

Steuerrechtsseminar berufsbegleitend ab Oktober

Vorbereitungslehrgänge Paukkurs April
SteuerberaterIn Teilzeit September

Mündliche Prüfungssimulation ab Januar  

Kompetenz in Sachen
Steuerrecht 
und Rechnungswesen

■ Freecall  0800 00 222 11

Katharinenstr. 18
70182 Stuttgart 
Tel.: 0711 2158-0 
Fax: 0711 2158-122

E-Mail info-s@fbd-bildungspark.de . www.fbd-bildungspark.de

Das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe hat in
mehreren Berufungsurteilen vom 22. Septem-
ber 2005 (AZ 12 U 99/04 und andere) festge-
stellt, dass die Startgutschriften, die die Versor-
gungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL)
den Versicherten in Zusammenhang mit der
Umstellung des VBL-Systems erteilt hat, für die
„rentenfernen Jahrgänge“ (1947 Geborene und
Jüngere) nicht verbindlich sind. Die VBL hat
hiergegen allerdings Revision zum Bundesge-
richtshof (BGH) eingelegt. Die Urteile des OLG
sind daher noch nicht rechtskräftig.

Aktuelle Urteile zu VBL-Startgutschriften 

4,8 Millionen 
Mitteilungen für
den Papierkorb?
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Lehrgänge zum Steuerberater

Samstaglehrgang* ab 20.5.2006
Dreimonatskurs* 5.6. – 25.8.2006
Crash-Kurs* 28.8. – 22.9.2006
Fernlehrgang* ca. 1 Jahr
Klausurenkurs 1.4. – 15.9.2006
*inklusive Loseblattausgabe, Klausurenkurs, mündl. Vorbereitung

Begutachtet durch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Zugelassen durch die Staatliche 
Zentralstelle für Fernunterricht.

Lehrmaterial auf 
CD-ROM mit 
Aktualisierung 
per Download

Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Bilanzsteuerrecht 21.01.2006

Aktuelles Einkommensteuerrecht 18.02.2006

Aktuelles Umsatzsteuerrecht 11.03.2006

50476 Köln, Postfach 10 36 65 Partner von
Tel.: (02 21) 4 20 56 20 Abels/Kallwas/Stitz
Fax: (02 21) 4 20 56 11 Lehrgänge zum
E-Mail: steuer@stitz.de WP/vBP
Internet: www.stitz.de www.aks-online.de

Goethe im Finanzdienst
Ein ideales Geschenkbuch für vielseitige Zwecke, z. B. Ge-
burtstage, Jubiläen, Ehrungen, Besuchspräsent.

144 Seiten, Geschenkbuchformat 17,5 x 21 cm, 
Hardcover farbig, durchgehend illustriert, 
ISBN 3-00-011648-6, Preis 15,– € (zzgl. Versandkosten)

Bestellungen erbeten 
an den:

Steuer-Gewerkschaftsverlag

Friedrichstr. 169/170

10117 Berlin

�  telefonisch:
0 30/20 62 56-650

�  per Telefax:
0 30/20 62 56-601

�  per E-Mail:
stgv@dstg-verlag.de

Goethe im Finanzdienst
Ein Ausschnitt aus dem Staatsdienst des Dichters

Herausgegeben von Dieter Ondracek, 
Bundesvorsitzender der 
Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG)
Präsident der Union des Finanzpersonals in Europa (UFE)

Verfasst von Dr. Alfons Pausch und Jutta Pausch

chung hatten die Tarifvertrags-
parteien des ATV jedoch von ei-
ner solchen Regelung abgese-
hen.

Höchstrichterliche 
Entscheidungen

Wie eingangs bereits erwähnt,
hat die VBL gegen die besagten
Urteile des OLG Karlsruhe Revi-
sion zum Bundesgerichtshof
(BGH) eingelegt. Je nachdem,
wie das Urteil des BGH ausfällt,
werden die Kläger und/oder die
beklagte VBL anschließend
auch noch Beschwerde beim
Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) erheben. Experten
rechnen deshalb damit, dass ei-
ne abschließende höchstrich-
terliche Entscheidung frühe-
stens im Jahr 2007 ergehen
wird.

Falls der BGH und gegebenen-
falls auch das BVerfG die Auf-
fassung des OLG Karlsruhe tei-
len, müssten die Tarifvertrags-
parteien nach neuen Lösungen
für die Berechnung der Start-
gutschriften suchen, die einen
angemessenen Vertrauens-
schutz im Rahmen des Finan-
zierbaren ermöglichen. Neben
den 1,7 Millionen „Rentenfer-
nen“ bei der VBL wären davon
noch etwa 3,1 Millionen Versi-
cherte bei den anderen Zusatz-
versorgungseinrichtungen be-
troffen.

Schlimmstenfalls müssten so-
mit 4,8 Millionen Startgut-
schriften neu berechnet wer-
den. Eine entsprechende An-
zahl bisher schon versandter
Mitteilungen über die Höhe der
Startgutschrift könnte zugleich
in den Papierkorb geworfen
werden. Die betroffenen (ren-
tenfernen) Versicherten können
vorerst weiter darauf hoffen,
dass ihnen irgendwann in den
nächsten Jahren eine höhere
Startgutschrift erteilt wird und
sie demzufolge später auch ei-
ne höhere Betriebsrente erhal-
ten.
Quelle: GdS-Magazin 11-2005, 
S. 22 ff. �
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richtliche Feststellungen wären
mit der verfassungsrechtlich
geschützten Tarifautonomie
nicht vereinbar. Es sei daher „al-
lein Sache der Tarifpartner, über
die Ausgestaltung der Zusatz-
versorgung und damit auch der
geschützten Besitzstände unter
Beachtung des höherrangigen
Rechts erneut zu entscheiden“.

„Knackpunkt“ 
Näherungsverfahren

Beanstandet hat das OLG vor
allem, dass die anzurechnen-
den Bezüge aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung bei
den rentenfernen Versicherten
pauschal nach dem so genann-
ten „steuerlichen Näherungs-
verfahren“ (§ 18 Abs. 2 Be-
trAVG) berechnet worden sind.
Dieses Verfahren führt nämlich
unter Umständen dazu, dass
die zu erwartende gesetzliche
Rente wesentlich höher ange-
setzt wird, als sie tatsächlich
sein wird. In solchen Fällen ist
den Betroffenen dann eine ge-
ringere Startgutschrift erteilt
worden als ihnen bei konkreter
Rentenberechnung „eigentlich“
zugestanden hätte.

Nach eingehender Prüfung der
damit zusammenhängenden
Rechtsfragen haben die Richter
des OLG in der Urteilsbegrün-
dung sogar die Auffassung ver-
treten, dass die ausschließliche
Anwendung des Näherungsver-
fahrens zur Ermittlung der ge-
setzlichen Rente „schon für sich
genommen zur Unwirksamkeit
der Startgutschriftenregelung
für die betroffenen Versicher-
ten“ führe.

Weitgehend beseitigt werden
könnte dieses Problem, wenn
die Startgutschriften der ren-
tenfernen Versicherten auf der
Grundlage einer individuellen
Rentenauskunft des zuständi-
gen Rentenversicherungsträ-
gers berechnet würden – so wie
dies im Regelfall (§ 79 Abs. 4
der neuen VBL-Satzung) auch
bei den rentennahen Jahrgän-
gen geschehen ist. Aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfa-

>
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> TAUSCHECKE

�  Steueramtmann (Steuerfahndung) und Steueramtsfrau aus Nord-
rhein-Westfalen (OFD Düsseldorf) suchen (mindestens einen)
Tauschpartner aus Schleswig-Holstein (bevorzugt Großraum Kiel).
Tel. 02 11/77 98 46 92 (dienstlich) oder 01 78/4 93 55 01.

�  StI (A 9) aus Rheinland-Pfalz (OFD Koblenz) sucht
Tauschpartner/in aus den Bundesländern Bremen (Möglichst Stadt
Bremen) oder Hamburg, auch Ringtausch. Versetzungsantrag ist be-
reits gestellt. Bei Interesse meldet euch bitte beim DStG-Magazin.

�  StIin (A 9) aus Baden-Württemberg sucht einen Tauschpartner
aus Schleswig-Holstein oder Bayern (zwecks Ringtausch Bayern –
Baden-Württemberg – Schleswig-Holstein). Die Versetzungsanträge
sind bereits gestellt, Info: 01 77/5 36 05 31 oder 01 77/4 93 69 81.

�  Steueramtfrau (A 11) aus Hessen sucht Tauschpartner aus Rhein-
land-Pfalz (A 11 oder A 10), auch Ringtausch. Tel. 0 69/24 45 28 47.

�  Steuerinspektorin (A 9) aus Niedersachsen sucht Tausch-
partner/ in aus Nordrhein-Westfalen. Bitte melden unter Tel. 
05 41 / 9 99 75 04 (ab 18.00 Uhr).

�  Welcher A 9er aus NRW oder Niedersachsen möchte nach Baden-
Württemberg wechseln? Auch Ringtausch möglich. Versetzungsan-
trag ist bereits gestellt. Bitte meldet euch dringend unter der 
Tel. 0 73 91/50 82 30 oder 01 76/23 38 89 54.

�  StAI Z aus Nordrhein-Westfalen (OFD Münster) sucht aus fami-
liären Gründen dringend Tauschpartner aus Baden-Württemberg.
Ggf. Ringtausch möglich. Versetzungsantrag wurde gestellt. Interes-
senten bitte melden d. 0 23 31/18 04 53 oder p. 01 75/7 08 53 41. 

�  Steueramtmann (Steuerfahndung) und Steueramtsfrau aus NRW
(OFD Düsseldorf) suchen (mindestens einen) Tauschpartner aus
Schleswig-Holstein (bevorzugt Großraum Kiel). Tel. 02 11/
77 98 46 92 oder 01 78/4 93 55 01.

�  Steueramtfrau und Steueramtmann (A 11) aus Brandenburg su-
chen aus familiären Gründen Tauschpartner aus NRW. Bitte meldet
euch dringend unter 01 72 / 391 32 85 oder EMail: seudzim@
yahoo.de

�  Welche/r Steuerinspektor/in (A 9) aus Nordrhein-Westfalen (OFD
Düsseldorf) sucht eine Tauschpartnerin aus Thüringen (OFD Erfurt,
Finanzamt Gera, u. U. Abordnung zum StARoV Gera)? Ggf. auch als
Ringtausch mit Baden-Württemberg (FA Stuttgart-Kö.) möglich. 
Bitte melden unter Tel. 01 62/2 71 84 45 oder p.brauer@hotmail.de

�  Suche dringend A 10er aus Niedersachsen mit Ziel Hamburg. 
Versetzungsantrag läuft. Tel. 01 72/5 94 61 44, 
E-Mail: s.bartschat@gmx.de

�  StI’in aus Brandenburg (FA Finsterwalde) sucht aus familiären
Gründen eine/n Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt oder Nieder-
sachsen. Bitte meldet Euch unter 0 39 02/4 02 48 oder
520052449267-001@t-online.de

�  Steuerobersekretär aus Schleswig-Holstein sucht einen Tausch-
partner aus Niedersachsen. Bitte melden unter 01 73/1 73 56 68.

�  Steueroberinspektor (A 10) aus Hessen (FA Offenbach-Stadt, OFD
FF/M. sucht aus familiären Gründen dringend einen Tausch-
partner/in aus dem gehobenen Dienst (A 9–A 11) in Bayern (OFD
München). Versetzungsantrag wurde gestellt. Ringtausch ist mög-
lich. Tel. dienstl. 0 69 / 80 91 22 28 oder privat 0 61 88/9 14 10 35
und 01 79/5 22 15 67.

� StS’in (A 6) aus Schleswig-Holstein, FA Rendsburg, sucht dringend
aus familiären Gründen eine/n Tauschpartner/in aus NRW. 
Bevorzugte FÄ u. a. Wesel, Borken, Recklinghausen, Gladbeck, Marl.
Bitte meldet Euch bei mir unter 0 43 31/5 98 17 02 oder 01 77/
6 35 23 58

„Der grüne Bär“ macht Mut
Kollegin hilft mit Buch kranken Kindern

Dass der berufliche Umgang
mit trockenen Zahlen nicht
die Fantasie und Kreativität
und schon gar nicht die sozia-
le Kompetenz beeinträchti-
gen, zeigen die Bücher der
Kollegin Heike Weber mit den
Titeln „Der grüne Bär und die
Geschichte von Patrika“ und
„Der grüne Bär und die Ge-
schichte, in der er selbst
krank ist“. 

Die Idee entwickelte sich aus
dem eigenen Familienleben:
Als ihr verschnupftes Kind
nicht ins Bett wollte, nahm
Heike Weber den „grünen
Bären“ zur Hilfe. Sie sagte:
„Wenn du nicht schläfst, ver-
passt du ihn!“ Das wirkte so
gut, dass der „grüne Bär“ im-
mer öfter kommen musste.
Da war die Fantasie gefragt,
denn der „grüne Bär“ ist eben
eine ureigene Erfindung der
Kollegin aus Uerdingen. 

Da Frau Weber zwei gesunde
Söhne hat, verkauft sie ihre
Bücher zu Gunsten krebs-
kranker Kinder und konnte in
den Jahren von 2001 bis Sep-
tember 2004 bereits 1 600
Euro an den Förderverein
krebskranker Kinder spenden.
Von jedem Buch, das sie ver-
kauft, wird ein Teil des Erlöses
weitergegeben. Von jedem
Buch, das sie auf dem Kul-
turmarkt der Stadt Krefeld
oder dem Weihnachtsmarkt
persönlich verkauft, gibt sie
2,50 Euro (ca. 1/3 des Ver-
kaufspreises) weiter. Die
Bücher „Der grüne Bär und
die Geschichte von Patrika“
(ISBN-Nr.: 3-89811-812-6)
und „Der grüne Bär und die
Geschichte, in der er selbst
krank ist“ (ISBN-Nr.: 3-8311-
2010-2) können im Buchhan-
del und über das Internet be-
zogen werden. Jedes Buch ko-
stet ca. 7,50 Euro. Es handelt
sich um moderne Märchen,
Fantasiegeschichten und

Abenteuererlebnisse, je 
nachdem, wie man es nen-
nen will. Beide Bücher sind in
sich abgeschlossen und neh-
men sowohl neue wie auch
alte Märchenelemente auf,
wie: Fee, Zwerge, Zauberstab,
Fabelwesen aber auch E-Mail,
Computer, Raumschiff und
ganz neue Geschöpfe, wie
den Sternenstaubjungen. 

In der Geschichte mit Patrika
nimmt der grüne Bär ein
schwer krankes Mädchen in
seinem Raumschiff mit. Sie
verunglücken während der
Fahrt und Patrika hat die Auf-
gabe, Hilfe für den grünen
Bären zu holen. Sie muss z. B.
über ein starkes Magnetfeld
laufen, ins Zwergenland ein-
treten und einen Tee trinken.
Sie isst im schnellsten Dreh-
restaurant der Welt, das sich
kaum von einem Karussell
unterscheidet.

In der Geschichte, wo der grü-
ne Bär selbst krank ist, vertre-
ten ihn Fabelwesen wie Hase,
Fuchs oder Igel während sei-
ner Krankheit. Frederik, der
beste Arzt im Universum, der
vier Raumschiffe besitzt (nor-
males, Krankenraumschiff,
Sportraumschiff und eins für
die Familie), kann dem grü-
nen Bären nicht helfen. Doch
die Kinder vermissen ihn. Sie
möchten, dass der grüne Bär
wiederkommt und finden
heraus, dass der grüne Bär
Kummer hat. Sie finden die
Ursache dieses Kummers he-
raus und beseitigen sie. Dazu
müssen gleichzeitig alle Kin-
der unserer Erde etwas tun.
Und mit diesem Tun retten
sie sogar uns alle.

Kollegin Heike Weber ist
seit 1982 in der Finanzver-
waltung im gehobenen
Dienst tätig und nach ihrem
Erziehungsurlaub seit 1996
wieder aktiv. �
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